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19.-22. September 2001 in Hamburg 

I. Die Gesamttagung 
An der ,,28. Tagung für Rechtsvergleichung" nahmen über 
350 Teilnehmer aus 25 Nationen teil, Hamburg war damit 
nach 1956 und 1973 bereits zum dritten Mal Tagungsort. 
Am Beginn der Tagung stand die Eröffnungssitzung am 
Mittwoch, den 19.9.2001, im Kuppelsaal der Universität 
Hamburg. Auf die Begrüßungsansprache des Vorsitzenden 
des Vorstandes der Gesellschaft für Rechtsvergleichung, 
Prof. Dr. Uwe Blaurock, Freiburg, folgten die Ansprache der 
Schirmherrin der Tagung, der Senatorin für Justiz der Freien 
und Hansestadt Hamburg Dr. Lore Maria Peschel-Gutzeit 
sowie Grußworte von Ministerialdirektor Gerrit Stein in 
Vertretung der Bundesministerin der Justiz und weitere 
Grußworte des Präsidenten der Universität Hamburg Dr. 
Jürgen Lüthje und des Dekans des Fachbereichs Rechtswis­
senschaften der gastgebenden Universität Prof. Dr. Fritz 
Haag. Thematischer Schwerpunkt der Ansprachen war die 
Bedeutung der Rechtsvergleichung für Gesetzgebung und 
Rechtspraxis, besonders vor dem Hintergrund einer Ent­
wicklung verstärkter Rechtsvereinheitlichung im heutigen 
Europa. Bedeutendes Anliegen der Redner waren ebenfalls 
die Perspektiven der Rechtsvergleichung für die juristische 
Ausbildung. 
Den Mittelpunkt der Eröffnungssitzung bildete der Fest­
vortrag von Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Hein Kötz, heute Präsi­
dent der Bucerius Law School, Hamburg, zu dem Thema 
"Alte und neue Aufgaben der Rechtsvergleichung". Der 
Vortrag ist im Gesamtwortlaut in dieser Zeitschrift veröf­
fentlicht l . 
Die beiden Folgetage waren der Tradition der"Tagung 
für Rechtsvergleichung" entsprechend den Arbeitssitzungen 
der neun Fachgruppen der Gesellschaft gewidmet2. Über die 
1 JZ 2002,257, in diesem Heft. 
2 Informationen über die Gesellschaft und die Tagungen für Rechtsver­
gleichung unter <http://www.jura.uni-freiburg.de/gfr>; Postadresse: Ge­
sellschaft für Rechtsvergleichung, Sekretariat, Belfortstr. 16, 79098 Frei­
burg. 
Inhalte dieser Fachtagungen informieren die nachfolgenden 
Einzelberichte. Den weiteren fachlichen und sonstigen Aus­
tausch zwischen den Teilnehmern der Tagung und den Refe­
renten und Referentinnen aus über 20 Rechtsordnungen ge­
währleisteten auch das weitere Programm der Tagung, vom 
Eröffnungsempfang der Freien und Hansestadt Hamburg im 
Kaisersaal des Hamburger Rathauses bis zum Abschlußemp­
fang der Gesellschaft für Rechtsvergleichung im neuen Ge­
bäude des Internationalen Seegerichtshofs der Vereinten Na­
tionen und zum abschließenden Ausflug nach Lüneburg und 
in die Lüneburger Heide. Hervorzuheben ist, daß die Ereig­
nisse des 11. 9. 2001 die Beteiligung der aus Amerika und 
Asien angemeldeten Teilnehmer nicht maßgeblich beein­
trächtigten. Die nächste Tagung der Gesellschaft für Rechts­
vergleichung wird in der Zeit vom 17. bis 20. 9. 2003 als ,,29. 
Tagung für Rechtsvergleichung" (seit der Wiedergründung 
der Gesellschaft nach dem 11. Weltkrieg) in Dresden stattfin­
den. 
Professor Dr. Gerhard HohJoch, Freiburg. i.Br. 
11. Fachgruppe für Grundlagenforschung 
Gegenstand der von Prof. Dr. Heinz-Dieter Assmann, Uni­
versität Tübingen, geleiteten Sitzung der Fachgruppe 
Grundlagenforschung war das Thema "Die Neugestaltung 
des Privatrechts in Mittelosteuropa und Osteuropa". Der 
Wahl dieses Themas lag der Wunsch nach einer Bestandsauf­
nahme zugrunde, da seit dem Ende des Kommunismus und 
der Auflösung der Sowjetunion ein Jahrzehnt vergangen und 
der dadurch ausgelöste Wandel in den Staaten dieser Region 
beträchtlich ist. 
Als Generalberichterstatter zur »Rolle des Privatrechts 
in der Transformation von Wirtschaft und Gesellschaft in 
Mittelosteuropa und Osteuropa" betonte Prof. Norbert 
Horn, Universität Köln, die herausragende Bedeutung ver­
fassungsrechtlicher Grundlagen für die Entwicklung des Zi­
vilrechts, denn Privatautonomie, Gewerbefreiheit, Vereini­
gungsfreiheit und Eigentumsgarantie seien dessen unver­
zichtbare Voraussetzungen. Der Prozeß der Transformation 
werde von dem für Polen, Ungarn und Tschechien bestehen­
den Anreiz, der Europäischen Union beizutreten, beschleu­
nigt und beeinflußt. Anschließend ging Horn auf die unter­
schiedliche historische Ausgangslage von Rußland einerseits 
und den Staaten Mittelosteuropas andererseits ein. Im drit­
ten Abschnitt seines Vortrags wandte sich der Referent dem 
Zivilrecht im Sowjetsozialismus zu. Der vierte Teil des Vor­
l 
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trags beschäftigte sich mit der Entwicklung seit der Wende 
von 1989/90. In allen untersuchten Staaten habe man das 
Verfassungsrecht reformiert und eine Eigentumsgarantie ge­
schaffen. In Polen, Tschechien und Ungarn habe kein Bedarf 
für eine Neukodifikation des Zivilrechts bestanden. Die for­
mal auch während des Sozialismus gültigen zivilrechtlichen 
Gesetze seien durch die veränderten verfassungsrechtlichen 
Grundlagen wiederbelebt und anschließend schrittweise 
modernisiert worden. Lediglich Rußland habe die Schaffung 
eines neuen Zivilgesetzbuchs in Angriff genommen. Be­
trachtungen zum Wandel der Eigentumsordnung, des Unter­
nehmensrechts sowie zu dem sich entwickelnden Kapital­
marktrecht schlossen den eindrucksvollen und weitgespann­
ten Vortrag. 
In seinem Länderbericht Polen wandte sich Prof. Korda­
siewicz, Polnische Akademie der Wissenschaften, Warschau, 
zunächst der geschichtlichen Entwicklung des Zivilrechts in 
den Jahren nach 1919 und nach 1945 zu. Das kommunisti­
sche Regime habe in das Zivilrecht nicht eingegriffen, da dies 
am Rande des Interesses gelegen habe. Die Umgestaltung sei 
vielmehr dadurch bewirkt worden, daß weite Teile des 
Sacheigentums nach dem Krieg ohnehin zerstört gewesen 
seien und die Industrie sowie Großgrundbesitzer enteignet 
wurden. Der zweite Teil des Vortrags war den Erfolgen und 
Niederlagen des Gesetzgebers bei den Reformen des Zivil­
rechts gewidmet. Probleme sah der Redner insbesondere im 
gesellschaftlichen und politischen Widerstand gegen einzel­
ne Reformen zur Wahrung von Besitzständen und in populi­
stischen Aktionen. Kritik übte er auch an der Gesetz­
gebungstechnik selbst. Anders als in der Zeit zwischen den 
Weltkriegen verfüge Polen derzeit nicht über eine Kodifika­
tionskommission, die .ohne zeitlichen Druck und politische 
Einflußnahme Gesetzestexte ausarbeiten könne. Gesetzge­
berischen Erfolg sah Kordasiewicz in anderen Rechtsgebie­
ten, in denen von vornherein eindeutige Lösungen feststan­
den, so im Bereich des Handelsrechts und des Zivilgesetz­
buchs sowie des Börsen- und Wertpapierrechts. Weitere Tei­
le des Vortrags informierten über die Entwicklung des Ei­
gentumsrechts in Polen und die Internationalisierung des 
neugestalteten Privatrechts. 
Der von Prof. Verny, Prag, verfaßte Länderbericht 
»Tschechien" mußte in Abwesenheit des Verfassers durch 
Assmann verlesen werden. Ausgehend von den historischen 
Grundlagen schilderte der Vortrag zunächst die Weitergel­
tung des österreichischen Rechts kraft eines Rezeptionsge­
setzes in der Zwischenkriegszeit, in der es zum Inkrafttreten 
des Zivilgesetzbuchentwurfes von 1938 wegen der Folgeer­
eignisse nicht mehr kommen konnte. Erstickung der Rechts­
kultur sei die Folge der Okkupation und der kommunisti­
schen Zeit nach 1945 gewesen. Das Zivilgesetzbuch von 1964 
sei ein Torso gewesen, der einige allgemeine Bestimmungen, 
das Erbrecht sowie die Regelung der Stellung der Verbrau­
cher in einer staatlich gelenkten Wirtschaft enthielt. Das Ver­
tragsrecht und andere Verhältnisse der Planwirtschaft regel­
te das Wirtschaftsgesetzbuch von 1964, das damit eine Mi­
schung aus Privatrecht und öffentlichem Recht enthielt. 
Nach der Besetzung der Tschechoslowakei durch die sowje­
tische Armee im Jahre 1968 kam es zu einer totalen Erstar­
rung des Rechts. Teil 3 des Berichts befaßte sich mit der 
Rechtsentwicklung seit 1989. Als entscheidender Schritt zur 
Wende gilt die Wiederherstellung des Privateigentums an 
Produktionsmitteln und Immobilien. 1991 wurde ein neu es 
Handelsgesetzbuch verabschiedet, das 2001 mit erheblicher 
Bedeutung für das Unternehmensrecht novelliert worden ist. 
Neu eingeführt bzw. wiederhergestellt wurden u.a. das 
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Grundbuch sowie das Konkurs- und Vergleichsgesetz. Den 
Abschluß bildeten die aktuellen Entwicklungen, insbeson· 
dere die breite Fachdiskussion über ein einheitliches Zivil­
recht oder dessen Aufspaltung in ein Zivil- und ein Handels­
gesetzbuch. 
In seinem Länderbericht Ungarn ging Prof. Harmathy, 
Richter am Ungarischen Verfassungs gericht, Budapest, 
zunächst auf die historische Entwicklung des Zivilrechts in 
Ungarn ein. Für kurze Zeit, nämlich von 1848/49 bis 1861, 
habe das österreichische ABGB gegolten. Da das Recht je­
doch ein wesentliches Merkmal der Staatlichkeit sei, habe 
man 1861 die Weitergeltung des ABGB abgelehnt und 1875 
ein eigenes HGB eingeführt. 1900 habe man den ersten Ent­
wurf eines Zivilgesetzbuchs eingebracht, dem jedoch kein 
Erfolg beschieden war. Das gleiche Schicksal habe der 1928 
vorgelegte Gesetzentwurf erlitten, der ebenfalls nie formell 
verabschiedet wurde, von der Praxis aber gleichwohl ange­
wandt worden sei. Nach 1945 galt er als Gewohnheitsrecht 
fort. Im Sozialismus habe die Rolle der Gerichte abgenom­
men, die Kontinuität der juristischen Denkweise sei jedoch 
erhalten geblieben. In den 80er Jahren habe man - trotz un­
veränderter ideologischer Prinzipien allmählich die Privat­
wirtschaft eingeführt. Bereits 1988 sei es dann zu wesentli­
chen Reformen gekommen, da Privatpersonen nun wirt­
schaftlich selbständig tätig sein durften und Gesellschaften 
gründen sowie Aktien erwerben konnten. Im zweiten Teil 
seines Vortrags ging Harmathy auf das gegenwärtige ungari­
sche Zivilrecht und dessen Grundkonzeption ein. Unter 
rechtssystematischen Gesichtspunkten werde darüber dis­
kutiert, ausgelagerte Rechtsgebiete, wie das Familienrecht, 
wieder in das Zivilgesetzbuch zu integrieren. Das öffentliche 
Recht habe während der kommunistischen Herrschaft das 
Zivilrecht überlagert. Jetzt stehe das Zivilrecht wieder im 
Vordergrund und deshalb müsse die Rolle, die dem Staat ver­
bleibe, genau umschrieben werden. Zudem sei Rechtssicher­
heit notwendig, die durch überhastete Reformen und unter­
schiedliche Anleihen bei verschiedenen ausländischen Vor­
bildrechten gefährdet sei. 
In seinem Länderbericht Rußland stellte Prof. Suchanov, 
Lomonosov-Universität, Moskau, zunächst fest, daß Ruß­
land über eine erst ca. 1860 einsetzende Zivilrechtstradition 
verfüge. Die Entwicklung des Privatrechts habe durch die 
Oktoberrevolution einen Einschnitt erlebt. Der Staat habe 
sich rücksichtslos in die Belange seiner Bürger eingemischt. 
Deshalb komme heute dem Zivilrecht eine zentrale Bedeu­
tung zu. Art. 1 Abs. 1 des neuen Zivilgesetzbuchs lege dessen 
zentrale Prinzipien fest, nämlich die Unantastbarkeit des Ei­
gentums, die Vertragsfreiheit, das Verbot der willkürlichen 
Einmischung sowie die bürgerlichen Rechte und ihren 
Schutz. Im zweiten Teil seines Vortrags, bei dem es um die 
Frage ging, von welchen Ideen sich der Zivilgesetzgeber lei­
ten lasse, verwies Suchanov auf die prägende Rolle des römi­
schen Rechts, dessen Geist im modernen russischen Zivil­
recht wiederzufinden sei. Bei der Darstellung des heutigen 
Zivilrechts müsse man zudem stets bedenken, daß sich Ruß­
land in einer ökonomischen Übergangsperiode befinde und 
daher zum Teil noch alte Regeln aufrecht erhalten worden 
seien. So h,.be man den staatlichen und munizipalen Unter­
nehmen nicht das Volleigentum an den Vermögenswerten 
eingeräumt, sondern für sie die besonders eingeschränkten 
Sachenrechte der "wirtschaftlichen Verfügung" und der 
"operativen "Verwaltung" von Vermögens komplexen kon­
struiert (Art. 294,296 russ. ZGB). Allerdings sei die Privati­
sierung eines Teils der rund 15.000 staatlichen Unternehmen 
und ihre Überführung in eine Aktiengesellschaft geplant. 
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Damit wäre das alte Recht in diesem Bereich obsolet. Für die 
munizipalen Unternehmen gäbe es derzeit keine vergleich­
baren Pläne, was Suchanov bedauerte. Der dritte Teil seines 
Vortrags wandte sich dem Einfluß ausländischer Rechte zu. 
Nach dem Zusammenbruch der Sowjetuni~ habe man 
zunächst einen starken US-amerikanischen Einfluß verspürt, 
da sehr schnell amerikanische Kanzleien in Moskau beratend 
tätig geworden seien. Das Gesellschaftsrecht sei daher ent­
sprechend geprägt worden. Dieser Einfluß sei mittlerweile 
aber zurückgegangen und man orientiere sich jetzt stärker 
am kontinentalen Recht. Das neue Aktienrecht, das zum 
1. 1. 2002 in Kraft treten solle, sei daher eine Mischung aus 
beiden Rechtskreisen, was der Redner kritisch-heurteilte. Im 
Bereich des Eigentumsrechts habe man versucht, den Trust 
einzuführen, um das Recht der Bewirtschaftung staatlicher 
Unternehmen zu ersetzen. Diese Lösung habe sich nicht 
durchzusetzen vermocht; vielmehr erlaube das Zivilgesetz­
buch die Treuhand nur mit schuldrechtlicher und nicht mit 
dinglicher Wirkung. Im Kapitalmarktrecht sei der US-ame­
rikanische Einfluß noch am deutlichsten zu spüren, während 
er im Zivilgesetzbuch nicht vorhanden sei. Neben den US­
amerikanischen Einfluß trete der Einfluß internationaler 
Konventionen. Man habe zudem versucht, moderne Ver­
tragstypen, wie das Leasing, das Factoring, das Franchising 
und die Bankgarantie, entsprechend den internationalen 
Standards zu regeln. Der vierte Teil des Vortrags beschäftig­
te sich mit dem Eigentumsrecht. Art. 209 Abs. 1 des Zivilge­
setzbuchs garantiere das Eigentum, also das Recht auf Besitz 
und Nutzung einer Sache sowie Verfügung über dieselbe. 
Gesetzlich niedergelegt sei damit die volle wirtschaftliche 
Herrschaft. 
In der anschließenden Generaldiskussion standen die 
Themen Reichweite des Schuldnerschutzes in den einzelnen 
Rechtsordnungen, methodischer Umgang mit "importier­
tem" oder angeglichenem Recht sowie Entwicklung des 
Rechtsbewußtseins der Bevölkerung im Mittelpunkt3• 
Dr. Rolf Sethe, LL.M., Tübingen 
3 Die Referate und die Ergebnisse der Diskussion werden voraussichtlich 
Anfang 2002 in einem eigenständigen Tagungsband in der Schriftenreihe 
des Rechtszentrums für Europäische und Internationale Zusammenarbeit 
(R.I.Z.) veröffentlicht. 
